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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

  
  
  

1. Verfahrensrecht: Abrechnung von Säumniszuschlägen für fällige Kinder-
geldrückforderungen 
Urteil vom 17.08.2023, Az: III R 37/22  

2. Verfahrensrecht: Haftung eines Geschäftsführers für Biersteuer 
Urteil vom 29.08.2023, Az: VII R 47/20  

3. Einkommensteuer: Keine Steuerersparnis durch Vermietung von Objekten 
mit mehr als 250qm Wohnfläche 
Urteil vom 20.06.2023, Az: IX R 17/21  

4. Einkommensteuer: Erstattung von Lohnkirchensteuer an den Arbeitgeber 
Urteil vom 23.08.2023, Az: X R 16/21  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
 
1. Verfahrensrecht: Abrechnung von Säumniszuschlägen für fällige Kindergeldrück-

forderungen 
Urteil vom 17.08.2023, Az: III R 37/22 
1. Säumniszuschläge für fällige Kindergeldrückforderungen sind in einem Abrech-
nungsbescheid nach Art, Zeitraum und Betrag getrennt aufzuführen; die Abrundung 
auf den nächsten durch 50 € teilbaren Betrag erfolgt monatsbezogen. 
 
2. Es begegnet keinen rechtlichen Bedenken, dass Familienkassen in den sogenannten 
Weiterleitungsfällen die Erfüllungswirkung der Weiterleitung nicht rückwirkend, son-
dern erst ab dem Zeitpunkt der Vorlage der wirksamen Weiterleitungserklärung des 
anderen Elternteils anerkennen. 
 
3. Der Umdeutung bedarf es nicht, wenn sich der beabsichtigte Inhalt eines Abrech-
nungsbescheids bereits im Wege der Auslegung bestimmen lässt und die erlassende 
Behörde im Rahmen der Einspruchsentscheidung eine entsprechende Klarstellung vor-
nimmt; darin liegt auch keine unzulässige Verböserung. 
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2. Verfahrensrecht: Haftung eines Geschäftsführers für Biersteuer 
Urteil vom 29.08.2023, Az: VII R 47/20 
1. Die Entnahme von Bier aus einem Steuerlager mit der Folge der Entstehung der 
Biersteuer nach § 14 Abs. 1 i.V.m. § 14 Abs. 2 Nr. 1 des Biersteuergesetzes stellt für 
sich betrachtet noch keine objektive Pflichtverletzung dar, auf die eine Haftungsinan-
spruchnahme des Geschäftsführers einer GmbH nach § 69 Satz 1 der Abgabenordnung 
gestützt werden kann. 
 
2. Der Geschäftsführer hat dafür zu sorgen, dass die Biersteuer bei Fälligkeit aus den 
von ihm verwalteten Mitteln entrichtet wird, wobei ihm aufgrund des auf Abwälzung 
ausgerichteten Verbrauchsteuersystems die Möglichkeit eingeräumt wird, das Bier in 
Ausübung seiner unternehmerischen Freiheit zu verkaufen und damit Einnahmen zu 
erzielen. 
 
3. Sofern jedoch bereits bei der Entnahme des Bieres aus dem Steuerlager für den Ge-
schäftsführer klar erkennbar ist, dass im Zeitpunkt der Fälligkeit der Biersteuer keine 
Mittel für deren Begleichung vorhanden sein werden, liegt in der Entnahme ein Ver-
stoß gegen die Mittelvorsorgepflicht vor. 
  
 

  
3. Einkommensteuer: Keine Steuerersparnis durch Vermietung von Objekten mit 

mehr als 250qm Wohnfläche 
Urteil vom 20.06.2023, Az: IX R 17/21 
1. Bei der Vermietung eines Objekts mit einer Wohnfläche von mehr als 250 qm be-
steht eine Ausnahme von der typisierten Annahme der Einkünfteerzielungsabsicht bei 
einer auf Dauer angelegten Vermietungstätigkeit, die Anlass zu deren Überprüfung 
mittels einer Totalüberschussprognose gibt. 
 
2. An den von der Rechtsprechung entwickelten Grundsätzen zur typisierten Annahme 
der Einkünfteerzielungsabsicht bei einer auf Dauer angelegten Vermietungstätigkeit 
und den diesbezüglichen Ausnahmen, insbesondere bei der Vermietung eines Objekts 
mit mehr als 250 qm Wohnfläche, hält der Senat auch nach der Einfügung von § 21 
Abs. 2 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes durch das Steuervereinfachungsgesetz 
2011 fest. 
  
 

  
4. Einkommensteuer: Erstattung von Lohnkirchensteuer an den Arbeitgeber 

Urteil vom 23.08.2023, Az: X R 16/21 
1. Erstattet der Arbeitnehmer seinem Arbeitgeber im Rahmen eines Gesamtschuld-
nerausgleichs die für ihn an das Finanzamt im Rahmen der Haftung nach § 42d des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) gezahlten Lohnkirchensteuern, handelt es sich nicht 
um Werbungskosten bei den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit, da der hierfür 
erforderliche objektive Zusammenhang mit dem Beruf fehlt. 
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2. Die an den Arbeitgeber geleistete Erstattung ist jedoch als Sonderausgabe ( § 10 
Abs. 1 Nr. 4 EStG ) abziehbar, weil sie als Zahlung auf die eigene Kirchensteuer-
schuld des Arbeitnehmers anzusehen ist. 
  
 
  

 

 


